
Satzung 
des Vereins Forum Kunst / Plauen e.V. 

Neundorfer Str. 4 

08523 Plauen 

 

 

§ 1 Name, Sitz des Vereins und Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Forum Kunst / Plauen“. Er ist in das Vereinsregister 

beim Amtsgericht Chemnitz eingetragen und führt den Zusatz „e.V.“. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Plauen. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegünstige Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst- und Kulturangeboten in der Stadt 

Plauen und im Vogtland. Der Verein unterstützt Künstlerinnen und Künstler, führt 

Ausstellungen und Aktionen durch und organisiert öffentliche Präsentationsmöglich-

keiten für Kunst- und Kulturschaffende. 

(3) Der Verein fördert den Abbau von Rassismus, Sexismus, Diskriminierung und Homo-

phobie und setzt sich für Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und der Entwick-

lungszusammenarbeit ein. 

(4) Der Verein engagiert sich für eine nachhaltige Stadtentwicklung ein und führt hierzu 

öffentlichkeitswirksame Aktionen durch. 

(5) Der Satzungszweck wird insbesondere durch Angebote, Projekte und Öffentlichkeits-

arbeit verwirklicht. Der Verein wird im Sinne dieses Aufgabenkreises auch Öffentlich-

keitsarbeit leisten und insoweit auch Publikationen und Erklärungen herausgeben. 

 

§ 3 Selbstlosigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf 

keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch un-

verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 



§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder bilden den Verein im Sinne des BGB. 

(2) Mitglieder können natürliche Personen und juristische Personen werden. 

(3) Der Antrag auf Aufnahme ist schriftlich an den Vorstand des Vereins zu richten. Über 

die Aufnahme der Mitglieder entscheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch be-

steht nicht. Die Ablehnung durch den Vorstand ist nicht anfechtbar. Mit der Aufnahme 

erkennt das Mitglied die Satzung des Vereins an. 

(4) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt des Mitgliedes, Ausschluss des Mitgliedes und 

Tod des Mitgliedes. 

(5) Ein Mitglied kann bis zum 15. eines Monats für das Ende des darauffolgenden Monats 

durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vorstandes aus dem Ver-

ein austreten. Der Austritt wird zum Ende des Kalenderjahres, in dem der Austritt er-

klärt wird, wirksam. 

(6) Mitglieder können aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sie schuldhaft in 

grober Weise die Interessen des Vereins verletzt haben. Mitglieder können darüber 

hinaus ausgeschlossen werden, wenn sie sich mit der Zahlung von mindestens zwei 

Jahresbeiträgen in Rückstand befinden und trotz Mahnung nicht gezahlt hat. 

(7) Über den Ausschluss beschließt die Mitgliederversammlung. Vor dem Ausschluss ist 

das betroffene Mitglied zu hören. Gegen den Beschluss auf Ausschluss kann das Mit-

glied bei der nächsten Mitgliederversammlung Beschwerde einlegen. 

 

§ 5 Rechte und Pflichten 

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, an der Mitgliederversammlung teilzunehmen. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die in § 2 genannten Bestrebungen und Aufgaben des 

Vereins in jeder Weise zu fördern und den im Rahmen dieser Satzung gefassten Be-

schlüssen nachzukommen. 

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, die zur Deckung der Aufwendungen des Vereins von 

der Mitgliederversammlung festgesetzten Mitgliedsbeiträge zu entrichten. Über die 

Höhe entscheidet die Mitgliederversammlung. Die Beiträge sind fällig zum 31.01. je-

den Jahres. 

 

§ 6 Organe des Vereins 

(1) Organe des Vereins sind: 

- die Mitgliederversammlung (§6) 



- der Vorstand (§7) 

 

§ 7 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie beschließt über alle 

Angelegenheiten des Vereins, soweit nicht die Satzung die Zuständigkeit eines ande-

ren Organs festlegt. Ihr obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

- Feststellung und Änderung der Satzung 

- Aufstellung der Grundsätze für die Arbeit des Vereins 

- Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 

- Wahl der Vorstandsmitglieder 

- Entgegennahme des Geschäftsberichts des Vorstandes 

- Genehmigung der Jahresabrechnung 

- Berufung eines neutralen Kassenprüfers 

- Entlastung des Vorstandes 

- Auflösung des Vereins 

(2) Jedes anwesende Mitglied ist stimmberechtigt. 

(3) Die ordentliche Mitgliederversammlung wird auf Beschluss des Vorstandes vom/von 

der Vorsitzenden oder seinem/seiner Stellvertreter/in einmal jährlich im ersten Halb-

jahr einberufen. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn 

es der Vorstand beschließt oder wenn Mitglieder, die zusammen mindestens ein Fünf-

tel der Mitglieder vertreten, es unter Angabe der Tagesordnungspunkte beantragen. 

(4) Die Einladungen zu Mitgliederversammlungen müssen unter Angabe der Tagesord-

nung mindestens zwei Wochen vorher an die Mitglieder versandt werden. 

(5) Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung sind mindestens eine Woche vor der Mit-

gliederversammlung dem/der Vorsitzenden schriftlich einzureichen. Sie sind vom/von 

der Vorsitzenden auf die Tagesordnung zu setzen. 

(6) Die Mitgliederversammlung wird vom /von der Vorsitzenden, bei dessen/deren Ver-

hinderung vom/von der stellvertretenden Vorsitzenden geleitet; ist auch dieser/diese 

verhindert, wählt die Mitgliederversammlung eine/n Versammlungsleiter/in. Der/die 

Schriftführer/in oder ein/e vom/von dem/der Versammlungsleiter/in bestimmte/r Ver-

treter/in führt das Protokoll. 

(7) Die ordnungsgemäß einberufene Versammlung ist stets beschlussfähig.  



(8) Beschlüsse der Mitgliederversammlung bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stim-

men, wobei Stimmenthaltungen nicht gezählt werden. Zum Ausschluss von Mitglie-

dern, zu Satzungsänderungen und zur Auflösung des Vereins ist eine Dreiviertelmehr-

heit aller Mitglieder erforderlich.  

(9) Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch Handaufheben und Auszählung der Stim-

men. 

(10) Auf Antrag kann eine geheime Abstimmung erfolgen. 

(11) Beschlüsse über Satzungsänderungen, die den Zweck des Vereins betreffen, sind vor 

dem Inkrafttreten dem zuständigen Finanzamt zwecks Bestätigung vorzulegen, damit 

die Gemeinnützigkeit des Vereins im steuerlichen Sinne durch die Beschlüsse nicht 

beeinträchtigt ist. 

(12) Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das insbesondere 

die Beschlüsse und die Anwesenheitsliste zu umfassen hat. Das Protokoll ist vom/von 

der Schriftführer/in und einem weiteren Mitglied des Vorstandes zu unterschreiben. 

Das Protokoll kann beim/bei der Schriftführer/in eingesehen werden. 

 

§ 8 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus: 

1. dem/der Vorsitzenden 

2. dem/der stellvertretenden Vorsitzenden 

3. dem/der Kassierer/in. 

 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes von Nr. 1 - Nr. 3 bilden den geschäftsführenden Vor-

stand im Sinne von § 26 BGB. Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder nach 

außen vertreten. 

(3) Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren 

gewählt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Die Mitglieder des Vorstandes bleiben so lange 

im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt worden ist. 

(4) Der Vorstand übt seine Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder des Vor-

standsanwesend sind. 



(6) Beschlüsse des Vorstandes müssen mit einfacher Mehrheit gefasst werden. Über die 

Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom/von der Vorsitzenden zu unter-

zeichnen ist. Für die Durchführung der Beschlüsse ist der/die Vorsitzende verantwort-

lich. 

(7) Investitionen in Sachgüter, die einen Anschaffungswert mit einem Volumen von über 

2.000 Euro übersteigen, bedürfen der Zustimmung der Mitgliederversammlung. 

 

§ 9 Kassenprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Amtsdauer von 2 Jahren zwei Kassenprü-

fer/innen, welche nicht Mitglieder des Vorstands sein dürfen. 

(2) Der/die Kassenprüfer/in prüft die Kasse des Vereins sowie die Bücher und Belege ein-

mal jährlich sachlich und rechnerisch. 

(3) Der/die Kassenprüfer/in erstattet der Mitgliederversammlung Bericht und beantragt 

bei ordnungsgemäßer Kassenführung die Entlastung des Schatzmeisters und des Vor-

standes. 

 

§ 10 Geschäftsführung 

(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben kann der Verein eine hauptamtlich geführte Ge-

schäftsstelle einrichten. 

 

§ 11 Auflösung des Vereins 

(1) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der Vorsitzende des Vorstands und sein Stell-

vertreter gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederver-

sammlung keine anderen Personen beruft. 

(2) Über die Verwendung des Vermögens entscheidet die Mitgliederversammlung. Bei 

der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines steuerbegünstigten Zwecks ist das 

Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse über die künf-

tige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes aus-

geführt werden. 

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem an-

deren Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Ver-

mögen des Vereins an die Deutsche Aids-Hilfe e.V. Die Körperschaft darf das Vermö-

gen nur für gemeinnützige Zwecke verwenden. 



 

§ 14 Salvatorische Klausel 

(1) Sollte eine dieser Bestimmungen ganz oder teilweise ungültig sein oder werden, so be-

rührt dieses die Gültigkeit der Satzung im Ganzen nicht. 

 

 

Plauen, 13. März 2020 


